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Teil 1

Einführung und sozialhilferechtliche 
Ausgangsbetrachtung

Kapitel  1

Einführung

Vor über 30 Jahren lag dem BGH1 erstmals eine letztwillige Verfügung zur 
Wirksamkeitsbeurteilung vor, in der eine Sozialhilfeempfängerin mit einer 
Behinderung als Vorerbin eingesetzt wurde und zugleich eine Nacherbschaft 
und Dauertestamentsvollstreckung angeordnet waren. Mit dieser letztwilligen 
Verfügung sollte die Sozialhilfeempfängerin vom Erblasser effektiv am Nach-
lass beteiligt werden. Diese und die darauffolgende Entscheidung2 gelten bis 
heute als Grundsatzentscheidungen, denn der Erbrechtssenat beurteilte je-
weils die Verfügungen von Todes wegen (Gegenstand letzterer Entscheidung 
war ein Erbvertrag) als wirksam, indem er keinen Verstoß gegen die guten 
Sitten gem. § 138 Abs. 1 BGB erkannte. 

Zielsetzung der beiden Verfügungen von Todes war die effektive Nachlass-
beteiligung der Sozialhilfeempfängerin. Die Verfügung und deren einzelnen 
Anordnungen waren jeweils derart ausgestaltet, dass die Sozialhilfeempfän-
gerinnen am Nachlass teilhaben konnten, ohne dass es zu einer negativen 
Auswirkung auf die Gewährung des Sozialhilfeanspruchs oder einem sozial-
hilferechtlichen Regress kam.

A. Untersuchungsgegenstand

Diese Zielsetzung ist auch Gegenstand der vorliegenden Arbeit. Sie behan-
delt „[d]ie Nachlassteilhabe von Sozialhilfeempfängern“3 und ist „[e]ine 
dogmatische Betrachtung effektiver Gestaltungsmöglichkeiten vor und nach 

1  BGH, Urteil vom 21.03.1990 – IV ZR 169/89, BGHZ 111, 36.
2  BGH, Urteil vom 20.10.1993 – IV ZR 231/92, BGHZ 123, 368.
3  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei der Bezeichnung von Personen 

oder personenbezogenen Hauptwörtern die männliche Form gewählt. Diese Form 
bezieht sich gleichzeitig auf weibliche und diverse Personen. Die Verkürzung der 
gewählten Sprachform beinhaltet keine Wertung.
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dem Erbfall“. Dabei wird der Blick nicht nur auf die Beteiligung des Sozial-
hilfeempfängers am Nachlass durch die erbrechtliche Gestaltung des Erblas-
sers4 gerichtet, sondern auch auf die eigens bewirkte Teilhabe durch rechts-
geschäftliches Agieren des Sozialhilfeempfängers selbst. Begrifflich ist von 
letzterem Ausdruck auch die Beteiligung eines anderen umfasst, weshalb für 
den Untersuchungsgegenstand der Arbeit die Nachlassteilhabe als Oberbe-
griff angeführt wird. Mit effektiven Gestaltungsmöglichkeiten sind solche 
gemeint, in denen einzelne Gestaltungsinstrumente so eingesetzt werden, 
dass sie den Sozialhilfeempfänger den sozialhilferechtlichen Bestimmungen 
entsprechend funktional-begünstigend, ihn also positiv, aber leistungsun-
schädlich, trotzdem aber rechtswirksam am Nachlass teilhaben lassen.

Die praktische Bedeutung einer effektiven Rechtsgestaltung zur Nachlass-
teilhabe von Sozialhilfeempfängern ist hoch. Für Dezember 2022 wurden in 
Deutschland 3.836.743 erwerbsfähige Leistungsberechtigte der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende nach dem SGB II5 und 1.189.280 Empfänger von 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII 
gezählt.6 Überdies wurde eine beachtliche Anzahl von Empfängern weiterer 
Sozialhilfeleistungen erhoben. Alle diese können selbstverständlich wie auch 
andere Mitglieder der Gesellschaft das Bedürfnis haben, an einem Erbfall 
wirtschaftlich zu profitieren. Gleichfalls können Erblasser den Wunsch he-
gen, diese genauso effektiv am Nachlass zu beteiligen wie Nicht-Sozialhilfe-
bedürftige. Es liegt jedoch im Interesse der Allgemeinheit, dass derjenige, 
der aus eigenen Kräften seinen Lebensunterhalt bestreiten und sich in beson-
deren Lebenslagen selbst helfen kann oder von anderer Seite ausreichende 
Hilfe erhält, keine Mittel des Sozialstaats in Anspruch nimmt, vgl. § 9 S. 1 
SGB I. Das in dieser Vorschrift zum Ausdruck gebrachte Subsidiaritätsprin-
zip von Sozialhilfeleistungen7 kann deshalb einer individuellen Rechtsgestal-
tung entgegenstehen. 

4  Freilich kann dies auch die Zielsetzung mehrerer „Erblasser“ sein, die gemein-
schaftlich von Todes wegen verfügen. Diese sind gleichfalls von der Untersuchung 
umfasst.

5  Vgl. die Zeitengraphik unter: https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/
Statistiken/Fachstatistiken/Grundsicherung-fuer-Arbeitsuchende-SGBII/Aktuelle-
Eckwerte-Nav.html (letzter Aufruf am 25.08.2023).

6  Abrufbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/
Soziales/Sozialhilfe/Tabellen/list-grundsicherung-durschnittliche-bedarf.html#609836 
(letzter Aufruf am 25.08.2023).

7  Vgl. nur Niedermeyer, in: BeckOK, Sozialrecht, SGB I, § 9 Rn. 15; Hochheim, 
in: Hauck/Noftz, SGB I, § 9 Rn. 1, 15.

https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Fachstatistiken/Grundsicherung-fuer-Arbeitsuchende-SGBII/Aktuelle-Eckwerte-Nav.html
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Fachstatistiken/Grundsicherung-fuer-Arbeitsuchende-SGBII/Aktuelle-Eckwerte-Nav.html
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Fachstatistiken/Grundsicherung-fuer-Arbeitsuchende-SGBII/Aktuelle-Eckwerte-Nav.html
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Zutreffend betonte einst Köbl, die das Subsidiaritätsprinzip als fundamen-
tal bezeichnete,8 die Auswirkungen für die Privatrechtsgestaltung, denn da-
durch würde „einschneidend […] in die Freiheit des Hilfeempfängers, seine 
Rechtsbeziehungen durch privatautonome Rechtsakte selbst zu bestimmen 
[…] eingegriffen“9 werden. Aber nicht nur der Hilfebedürftige selbst, son-
dern auch ein Dritter, z. B. der Erblasser, der zugunsten des Sozialhilfeemp-
fängers von Todes wegen verfügt, kann davon betroffen sein. Der Wunsch 
des Sozialhilfeempfängers oder des zu seinen Gunsten von Todes wegen 
verfügenden Erblassers an einer größtmöglichen Teilhabe am Nachlass ge-
langt deshalb in ein Spannungsverhältnis zum gesellschaftlichen Allgemein-
interesse. Die Herbeiführung einer tatsächlich effektiven Teilhabe des Sozial-
hilfeempfängers ist deshalb komplex. Zum einen müssen Gestaltungsinstru-
mente gefunden und sinnvoll miteinander kombiniert werden, zum anderen 
müssen diese sittengemäß sein, indem sie die Allgemeinheit nicht unbillig 
belasten. Zivil- und Sozialrecht gelangen somit bei der Rechtsgestaltung in 
eine Schnittstelle, wodurch es auch zu voneinander abweichenden zivil- und 
sozialgerichtlichen Entscheidungen kommen kann.

In der Arbeit werden Gestaltungsmöglichkeiten vor und nach dem Erbfall 
in den Blick genommen. Erstere knüpften an die in zahlreichen Praxishand-
büchern angesprochenen Überlegungen an. Ziel ist es deshalb nicht, ein 
neues, bislang unbekanntes Gestaltungsmodell zu entwickeln, sondern viel-
mehr, eine aktuelle und dogmatische Betrachtung der bereits aufgegriffenen 
Modelle vorzunehmen. Zuvor werden aber die eigenen rechtsgestalterischen 
Möglichkeiten des Sozialhilfeempfängers nach dem Erbfall untersucht. Diese 
sind begrenzt, weshalb im Wesentlichen jegliche Optionen des Sozialhilfe-
empfängers beinhaltet sind. 

Über die Klärung einer validen Kombination der jeweiligen Gestaltungs
instrumente hinaus bildet einen generellen Schwerpunkt der Arbeit die Ana-
lyse, ob die einzelnen Gestaltungsmöglichkeiten wirksam sind und nicht 
gegen die guten Sitten gem. § 138 Abs. 1 BGB verstoßen. Darin werden 
insbesondere auch Rechtsgeschäfte von bzw. zugunsten von SGB II-Leis-
tungsempfängern behandelt, zu denen es bislang keine höchstrichterliche 
Stellungnahme gibt. Abweichend zur Praxisliteratur, die sich verständlicher-
weise ergebnisorientiert auf die Praxistauglichkeit konzentriert, sollen dabei 
die dogmatische Anwendbarkeit, der jeweilige Sittenvorwurf und die Rechts-
folge einer Sittenwidrigkeit untersucht werden. Dies umfasst auch eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit der einschlägigen Rechtsprechung.

8  In Bezug auf das damals geltende Bundessozialhilfegesetz Köbl, in: FS Söllner, 
185.

9  Köbl, in: FS Söllner, 185.


